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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2002 Ausgegeben am 9. August 2002 Teil I 

120. Bundesgesetz: Universitätsgesetz 2002 sowie Änderung des Bundesgesetzes über die Organisa-
tion der Universitäten und des Bundesgesetzes über die Organisation der Uni-
versitäten der Künste 
(NR: GP XXI RV 1134 AB 1224 S. 111. BR: 6697 AB 6717 S. 690.) 

 

120. Bundesgesetz über die Organisation der Universitäten und ihre Studien (Universitäts-
gesetz 2002) sowie Änderung des Bundesgesetzes über die Organisation der Universitäten 
und des Bundesgesetzes über die Organisation der Universitäten der Künste 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 
Bundesgesetz über die Organisation der Universitäten und ihre Studien 

(Universitätsgesetz 2002) 
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Rechtsform 
§ 4. Die Universitäten sind juristische Personen des öffentlichen Rechts. 

Weisungsfreiheit und Satzungsfreiheit 
§ 5. Die Universitäten erfüllen ihre Aufgaben gemäß § 3 im Rahmen der Gesetze und Verordnungen 

nach Maßgabe des § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Organisation der Universitäten (UOG 1993), 
BGBl. Nr. 805/1993, oder des § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Organisation der Universitäten der 
Künste (KUOG), BGBl. I Nr. 130/1998, weisungsfrei und geben sich ihre Satzung im Rahmen der Geset-
ze (§ 7 Abs. 1 UOG 1993 und § 8 Abs. 1 KUOG). 

Geltungsbereich 
§ 6. Dieses Bundesgesetz gilt für folgende Universitäten: 

 1. Universität Wien; 
 2. Universität Graz; 
 3. Universität Innsbruck; 
 4. Medizinische Universität Wien; 
 5. Medizinische Universität Graz; 
 6. Medizinische Universität Innsbruck; 
 7. Universität Salzburg; 
 8. Technische Universität Wien; 
 9. Technische Universität Graz; 
 10. Montanuniversität Leoben; 
 11. Universität für Bodenkultur Wien; 
 12. Veterinärmedizinische Universität Wien; 
 13. Wirtschaftsuniversität Wien; 
 14. Universität Linz; 
 15. Universität Klagenfurt; 
 16. Universität für angewandte Kunst Wien; 
 17. Universität für Musik und darstellende Kunst Wien; 
 18. Universität Mozarteum Salzburg; 
 19. Universität für Musik und darstellende Kunst Graz; 
 20. Universität für künstlerische und industrielle Gestaltung Linz; 
 21. Akademie der bildenden Künste Wien. 

Wirkungsbereich der Universitäten 
§ 7. (1) Der Wirkungsbereich der Universitäten gemäß § 6 Z 1 bis 3 und 7 bis 21 ergibt sich, soweit 

nicht Abs. 2 anderes bestimmt, aus den am Tag vor dem In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes an den 
gleichnamigen Universitäten eingerichteten Studien und Forschungseinrichtungen. 

(2) Der Wirkungsbereich der Medizinischen Universitäten Wien, Graz und Innsbruck ergibt sich aus 
den am Tag vor dem In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes an den Medizinischen Fakultäten der Univer-
sitäten Wien, Graz und Innsbruck eingerichteten Studien und Forschungseinrichtungen. 

(3) Änderungen der Wirkungsbereiche der Universitäten sind nur im Wege der Leistungsvereinba-
rungen gemäß § 13 oder durch Verordnung der Bundesregierung gemäß § 8 zulässig. 

Sicherung von Forschungs- und Lehrbereichen 
§ 8. Die Bundesregierung kann auf Vorschlag der Bundesministerin oder des Bundesministers einer 

Universität oder mehreren Universitäten durch Verordnung die Einrichtung eines Studiums auftragen, 
wenn dies aus übergeordneten bildungspolitischen oder wissenschaftspolitischen Gründen erforderlich ist 
und keine diesbezügliche Einigung im Rahmen einer Leistungsvereinbarung erfolgt. 

Rechtsaufsicht 
§ 9. Die Universitäten unterliegen der Aufsicht des Bundes. Diese umfasst die Aufsicht über die 

Einhaltung der Gesetze und Verordnungen einschließlich der Satzung (Rechtsaufsicht). 




